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Bundestagswahl 2005  
 
Reformen mit stabilen Mehrheiten vorantreiben 
 
von Ludwig Georg Braun 
 
 

 
 
Der Wähler hat entschieden. Wir brauchen 
jetzt stabile Mehrheiten. Denn trotz unklaren 
Votums gibt es keine Alternative zu weite-
ren Reformen. Wir werden die neue Regie-
rung nicht an ihren Farben, sondern an ihrer 
Reformagenda messen. Rot-Rot-Grün 
muss jedoch in jedem Fall verhindert wer-
den.  
 
Der Reformbedarf wird nicht kleiner, auch 
wenn der gemeinsame Nenner zwischen 
Koalitionsparteien kleiner ist. Denn die Lage 
ist ernst und die Zeit drängt: Fünf Millionen 
Arbeitslose, ein geschätztes Bundesdefizit 
von mehr als 50 Milliarden Euro im Jahr 
2006 und das regelmäßige Verletzen des 
Maastrichtvertrages sprechen eine klare 
Sprache. Als Folge müssen über 80 Pro-
zent der Steuereinnahmen des Bundes al-
lein für Schulden, Arbeitslosigkeit und Ren-
te ausgegeben werden. Die Welt verändert 
sich nicht nur insgesamt rasanter, auch der 
einzelne Bürger sieht sich einem beschleu-
nigten Wandel seiner persönlichen Arbeits- 
und Lebenswelt gegenüber. Hinzu kommen 
die Herausforderungen der demografischen 
Entwicklung, auf welche bisher zu langsam 
und nur halbherzig reagiert wurde. Zu oft 
hat sich hier auch unser föderales System 

als Handicap erwiesen, weil durch die 
langwierige Suche nach kleinsten gemein-
samen Nennern von Bund und Ländern viel 
kostbare Zeit verschwendet wurde. Eine 
Föderalismusreform zur Neuordnung der 
Zuständigkeiten von Bund und Ländern 
bleibt eine vordringliche Aufgabe. 
 
Die Koalitionsvereinbarungen müssen den 
Charakter einer politischen Selbstverpflich-
tung haben: Mit klaren Zielen, eindeutigen 
Reformschritten und festen Zeitvorgaben. 
Das stabilisiert eine Koalition in der Sache 
und auf der Zeitachse. Eine solche Selbst-
verpflichtung erleichtert es zudem, der Be-
völkerung die Etappen für die einzelnen 
Reformschritte vor Augen zu führen. Das 
nimmt Menschen die Angst vor Verände-
rungen und ermöglicht eine schrittweise, 
gleichwohl entschlossene Modernisierung.  
 
Wichtig ist aber auch, dass wir erkennen: 
Nicht der Staat alleine ist gefordert. Refor-
men beginnen in den Köpfen der Einzelnen. 
Jeder muss seine Verantwortung wahrneh-
men und weniger als bislang auf den Staat 
setzen. Hier einen Perspektivwechsel zu 
schaffen, ist entscheidend: Selbstvertrauen 
statt Staatsvertrauen lautet das Motto.  
 
Im Einzelnen brauchen wir 
- eine Flexibilisierung des Arbeitsmarktes 

und beschäftigungsfreundlichere Sozial-
systeme,  
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- eine umfassende Reform der Steuerge-
setze und Konsolidierung des Haus-
halts,  

- weniger Bürokratie für den Mittelstand.  
 
Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und 

beschäftigungsfreundliche 
Sozialversicherungen 

 
Neue Arbeitsplätze sind die Herausforde-
rung Nummer Eins. Nur mit mehr Arbeits-
plätzen erhalten die  Menschen wieder per-
sönliche Perspektiven. Und nur mit mehr 
Arbeitsplätzen lassen sich echte Steuer- 
und Beitragsentlastungen finanzieren. Die 
Vereinbarungen des Jobgipfels bieten eine 
erste Grundlage für zügiges Handeln.  
 
Zu den vordringlichsten Reformen am Ar-
beitsmarkt gehören:  
- Wir brauchen bessere Rahmenbedin-

gungen für Abweichungen vom Tarifver-
trag auf betrieblicher Ebene. Ich halte es 
in diesem Zusammenhang für selbst-
verständlich, dass dann Unternehmen 
als Gegenleistung für längere Arbeits- 
und Weiterbildungszeiten ohne Lohn-
ausgleich auch langfristige Investitions-
zusagen machen.  

 
- Eine Beschränkung des Kündigungs-

schutzgesetzes auf Betriebe mit mehr 
als 20 Beschäftigten. Er sollte darüber 
hinaus generell erst nach drei Jahren 
Betriebszugehörigkeit gelten. Unter-
nehmensbefragungen zeigen: Vor allem 
für kleinere Betriebe ist das komplizierte 
Kündigungsschutzrecht mit seinen ar-
beitsrechtlichen Unwägbarkeiten eine 
klare Einstellungsbremse. Gerade diese 
Unternehmen sind aber das Rückgrat 

von Beschäftigung und Ausbildung in 
Deutschland. 

 
- Eine Abkopplung der Kranken- und 

Pflegeversicherung vom Arbeitsein-
kommen. Damit würde ein Kostenblock 
von bisher rund 16 Beitragspunkten zur 
Sozialversicherung vom Arbeitsverhält-
nis abgelöst – ein klares Signal für we-
niger Lohnzusatzkosten und mehr Arbeit 
in Deutschland. Gerade die beschäfti-
gungsintensiven kleinen und mittleren 
Unternehmen würden davon profitieren.  

 
- Maßnahmen zur Sicherung der Renten-

versicherung, wie die stufenweise Erhö-
hung des gesetzlichen Renteneintrittsal-
ters auf 67.  

 
Umfassende Reform der Steuergesetze 

und Konsolidierung des Haushalts 
 
Die Diskussion über die Steuerpolitik hat im 
Wahlkampf zu Recht eine große Rolle ge-
spielt. Wir brauchen eine durchgreifende 
Vereinfachung mit niedrigeren Sätzen in der 
Unternehmens- und der Einkommensbe-
steuerung. Die Eckpunkte des Jobgipfels 
müssen hier Ausgangspunkt für die weite-
ren Beratungen sein. Es muss auf Sicht zu 
echten Entlastungen kommen, um die deut-
schen Unternehmen im internationalen 
Steuerwettbewerb konkurrenzfähig zu ma-
chen. Eine Entlastung kann sicher nicht in 
einem einzigen Schritt erfolgen. Entschei-
dend ist jedoch,  dass am Anfang der Legis-
laturperiode auch hier in der Selbstverpflich-
tung der Bundesregierung eine klare zeitli-
che Abfolge von Sparmaßnahmen und Re-
formetappen formuliert wird.  
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Bei der Diskussion über die Steuerpolitik 
dürfen zudem zwei wichtige Themen nicht 
aus dem Blickpunkt geraten: Die bereits auf 
dem Jobgipfel vereinbarte Erleichterung der 
Betriebsübergabe durch eine mittelstands-
freundliche Reform der Erbschaftsbesteue-
rung muss ebenso kommen wie die Ab-
schaffung der Gewerbesteuer zugunsten 
einer modernen Kommunalsteuer, die den 
Kommunen weiter verlässliche Einnahmen 
sichert.  
 
Isolierte Steuererhöhungen oder Einnah-
meverbesserungen durch breitere Bemes-
sungsgrundlagen wären hingegen das fal-
sche Signal. Ich halte es deshalb auch für 
falsch, an den Anfang der Reformarbeit 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer zu set-
zen. Zwar ist das Ziel einer Senkung der 
Lohnzusatzkosten über die Absenkung des 
Beitrags zur Arbeitslosenversicherung rich-
tig, die Gegenfinanzierung über die Mehr-
wertsteuer aber verfehlt. Der Reformdruck 
auf das gegenwärtige System der Arbeitslo-
senversicherung wird reduziert. Rundweg 
abzulehnen wäre es aber, wenn jetzt die 
Ministerpräsidenten einen Teil dieser 
Mehrwertsteuererhöhung für ihre eigenen 
Haushalte reklamieren würden. Das wäre 
dann eine klare Erhöhung der gesamten 
Steuer- und Abgabenlast in Deutschland.  
 

Weniger Bürokratie für den Mittelstand 
 
Mehr als 5.000 Gesetze und Verordnungen 
mit mehr als 85.000 Einzelvorschriften läh-
men hierzulande unternehmerische Kreati-
vität und Gestaltungskraft. Die negativen 
Folgen spürt vor allem der Mittelstand: 84 
Prozent der Bürokratiekosten tragen kleine-
re und mittlere Unternehmen. Bürokratie ist 
dort gezwungenermaßen Chefsache zu 

Lasten des unternehmerischen Engage-
ments. Künftig darf Bürokratieabbau des-
halb nicht erneut an Ressortegoismen 
scheitern. Es muss schon im Koalitionsver-
trag festgezurrt werden, wer hier das Ent-
scheidungsrecht hat: Entweder das Kanz-
leramt oder ein beauftragtes Ministerium 
muss letztlich das Ressortprinzip überwin-
den können. Nur so erhält der Bürokratie-
abbau den notwendigen Schub.  
 

Engagement der Wirtschaft 
 
Deutschland ist und bleibt ein Land guter 
Perspektiven. Die deutsche Wirtschaft ver-
steht sich als konstruktiver Partner von Poli-
tik und Gesellschaft. Über Vorschläge und 
Forderungen hinaus stehen wir für unter-
nehmerisches Engagement am Standort 
Deutschland als Basis für mehr Arbeitsplät-
ze. Gerade in einer Situation, in der die 
Grenzen staatlichen Handelns immer sicht-
barer werden, ist nicht nur der Einzelne 
gefordert, sondern auch gesellschaftliche 
Institutionen von Familien über Schulen und 
Vereine bis hin zu den Unternehmen und 
ihren Eigentümern. Die IHK-Organisation 
bündelt solches ehrenamtliche Engagement 
zum Nutzen der Gesamtgesellschaft.  
 
- Ein besonderes Beispiel hierfür ist der 

Pakt für Ausbildung. Er ist nicht nur in 
der Sache ein Erfolg, er ist ein Beispiel 
für das Engagement der Wirtschaft im 
Rahmen ihrer eigenen Selbstverwal-
tung. Wir bieten der neuen Bundesre-
gierung deshalb eine Fortsetzung des 
Ausbildungspaktes an.  

 
- Die Beschäftigung Älterer ist angesichts 

der demografischen Entwicklung sowie 
der ganz persönlichen Situation jedes 
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Betroffenen eine wichtige Zukunftsauf-
gabe. Die IHK-Organisation arbeitet 
deshalb an Vorschlägen, wie sie ge-
meinsam mit der Bundesregierung eine 
bessere Integration Älterer in das Wirt-
schaftsleben erreichen kann. Dabei 
können wir insbesondere unsere großen 
Erfahrungen in der Weiterbildung ein-
bringen. 

 
- Eine bessere Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf ist ein wichtiges Ziel. Für die 
Betriebe wird schon bald der Wettbe-
werb um die besten Fachkräfte stärker. 
Damit Erwerbsarbeit für Eltern leichter 
wird und die Zahl der Kinder in Deutsch-
land wieder zunimmt, brauchen wir ein 
stärkeres Gewicht für die Familienpolitik. 
Ich biete an, gemeinsam mit der künfti-
gen Bundesregierung, die Initiativen in 
diesem Bereich fortzuführen und weiter-
zuentwickeln.  

 
 


